Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3697 


02 . 08 . 85 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 29. Juli 1985 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 


Verzeichnis der Fragesteller 

Abgeordneter Nummer 

der Frage 


Becker (Nienberge) (SPD) 31,32 

Bredehom (FDP) 20, 21, 22, 23 

Dr. Czaja (CDU/CSU) 4,5 

Daweke (CDU/CSU) 46, 47 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) 52 

Glos (CDU/CSU) 48,49 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU) 27, 28, 29, 30 

Helmrich (CDU/CSU) 40, 41 

Hinsken (CDU/CSU) 33,34,35,36 

Kürschner (SPD) 26 

Kleinert (Hannover) (FDP) 8, 9 

Klose (SPD) l, 2 

Kroll- Schlüter (CDU/CSU) 19, 42, 43, 44 


Abgeordneter Nummer 

der Frage 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 58 

Rapp (Göppingen) (SPD) 10, 11, 12 

Schemken (CDU/CSU) 55, 56, 57 

Dr. Schierholz (DIE GRÜNEN) 45 

Schulte (Menden) (DIE GRÜNEN) 6, 7 

Sieler (SPD) 13,14 

Dr. Sperling (SPD) 53, 54 

Dr. Spöri (SPD) 37 

Dr. Stercken (CDU/CSU) 38, 39 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) 15,16 

Volmer (DIE GRÜNEN) 3 

Weirich (CDU/CSU) 24, 25, 50, 51 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) 17,18 



Drucksache 10/3697 


Deutscher Bundestag — >10. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Auswärtigen 

Klose (SPD) 1 

Anklage gegen den Vorsitzenden der para- 


guayischen Oppositionspartei wegen 
politischer Aussagen während seines 
Deutschlandbesuchs 

Volmer (DIE GRÜNEN) 1 

Vergleich des Irans, Libyens, Nordkoreas, 

Kubas und Nicaraguas mit dem Dritten 
Reich durch US- Präsident Reagan 

Dr. Czaja (CDU/CSU) 1 


Vereinbarkeit der Behandlung von Ausreise- 
anträgen Deutscher aus den Gebieten östlich 
von Oder und Neiße mit dem Warschauer 
Vertrag 

Dr. Czaja (CDU/CSU) 3 

Unterrichtung der Angehörigen der deut- 
schen Botschaften über das Deutschland- 
problem 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Schulte (Menden) (DIE GRÜNEN) 3 

Deutsch-schweizerische Verhandlungen über 
eine Umstellung des Kernkraftwerks Kaiser- 
äugst auf Flußwasserkühlung; zusätzliche 
Wärmebelastung des Rheins 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Kleinert (Hannover) (FDP) 4 

Ratifizierung des 6. Zusatzprotokolls zur 
Europäischen Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Abschaffung der Todesstrafe; Vereinbar- 
keit der in Artikel 2 enthaltenen Einschrän- 
kung für Kriegszeiten mit Artikel 102 GG 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Rapp (Göppingen) (SPD) 4 

Unterschiedliche Besteuerung des Existenz- 
minimums bei Steuerpflichtigen und deren 
Kindern 

Sieler (SPD) 6 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) ß 

Elfprozentige Subventionierung von 
Bekleidungsimporten aus der DDR 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD) 7 

Beurteüung der vom Land Niedersachsen 
gegründeten German Oil GmbH 

Kroll- Schlüter (CDU/CSU) 8 


Kürzung von Subventionen 1986 nach Mei- 
nung des Bundesministers für Wirtschaft 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bredehorn (FDP) 9 

Entlastung der Molkereiunternehmen bei der 
Vorfinanzierung des Einkommensausgleichs 
für die Landwirtschaft aus der Umsatzsteuer 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 

Weirich (CDÜ/CSU) 10 

Verringerung der Salzfracht von Werra und 
Weser 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 

und Sozialordnung 

Kürschner (SPD) 11 

Einstellung abgeworbener Arbeitnehmer auf 
durch den Vorruhestand frei gewordene 
Arbeitsplätze 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU) 11 

Freigewordene und wiederbesetzte Arbeits- 
plätze seit Inkrafttreten des Vorruhestands- 
geldgesetzes; verbesserte Vorruhestandsre- 
gelungen bei Firmen in der Metallindustrie 
durch Abschluß von Betriebsvereinbarungen 

Becker (Nienberge) (SPD) 13 

Ausstellung von Arbeitslosenausweisen für 
Arbeitslosengeld-, Arbeitslosenhüfe- und 
Sozialhilfeempfänger zur vergünstigten 
Benutzung kommunaler Einrichtungen 

Hinsken (CDU/CSU) 13 

Vergabe von Arbeitsbeschaffungs-Maßnah- 
men im Grün- und Freiraumbereich zu 
Lasten anderer Wirtschaftszweige 


II 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3697 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung 


Dr. Spöri (SPD) 15 

Vorlage des endgültigen Berichts zum Per- 
shing II-Unfall in Heilbronn 

Dr. Stercken (CDU/CSU) 15 


Mitteilung des „ Ostpreußenblatts " über die 
Einmauerung von 3 500 deutschen Sol- 
daten in einem Bunker auf der jugoslawi- 
schen Insel Rab nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


Helmrich (CDU/CSU) 16 

Formale Verantwortung des Lebensmittel- 
handels für die Zusammensetzung und 
Kennzeichnung von Massengütern 

Kroll- Schlüter (CDU/CSU) 16 


Kontrolle von Weinimporten und Lebensmit- 
teln; Ursache der verspäteten Information 
der Öffentlichkeit über die gepanschten 
österreichischen Weine durch das 
Bundesgesundheitsamt 

Dr. Schierholz (DIE GRÜNEN) 18 

Zahl der im ersten Halbjahr 1985 bearbei- 
teten Anträge auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

Daweke (CDU/CSU) 19 

Beteüigung der Deutschen Bundesbahn 
an dem Ö PN V- Modellversuch in Lippe 


Seite 

Glos (CDU/CSU) 20 

Belegung von Rauchersitzen bei der „Luft- 
hansa" mit nichtrauchenden Fluggästen ge- 
gen deren Willen; Entwicklung der Zahl der 
Raucher und Nichtraucher unter Fluggästen, 
insbesondere im innerdeutschen Flugverkehr 

Weirich (CDU/CSU) 21 

Nichtinanspruchnahme von Mitteln für 
Straßenbauprojekte 1982 bis 1984 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) 21 

Neubau des Postamtes Ettlingen 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Sperling (SPD) 21 

Abwicklung des Wohnungsbausonderpro- 
gramms ; nicht verbrauchte Mittel 
aus dem Bundeshaushalt 1984 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 

Schemken (CDU/CSU) 23 

Regionale Ungleichgewichte auf dem Aus- 
büdungsplatzsektor; Benachteüigung 
der Mädchen bei der Vermittlung von 
Ausbüdungsplätzen 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 25 

Nachträgliche Korrektur von Prüfungsergeb- 
nissen bei Universitäten 


III 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3697 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Vor- 

Klose sitzende der paraguayischen Oppositionspartei 

(SPD) Partido Liberal Autentico Yaryes, in Asuncion 

wegen politischer Aussagen, die er während sei- 
nes Besuches in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gemacht hat, angeklagt bzw. verklagt wor- 
den ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 23. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Vorsitzende der liberalradika- 
len authentischen Partei Paraguays (PLRA) Dr. Yaryes wegen politischer 
Äußerungen in der Bundesrepublik Deutschland in Paraguay angeklagt 
wurde. 

2. Abgeordneter Wenn ja, was wird die Bundesregierung unter- 

Klose nehmen, um die Regierung bzw. die Justiz in 

(SPD) Asuncion zur Achtung der Menschenrechte, in 

diesem Fall des Rechts auf freie Meinungsäuße- 
rung (Artikel 19 des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte vom 19. De- 
zember 1966), zu veranlassen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 23. Juli 

Die deutsche Botschaft in Asuncion verfolgt sorgfältig den Verlauf des 
Verfahrens gegen Dr. Yaryes. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, in 
das laufende Verfahren einzugreifen, zumal Dr. Yaryes bis jetzt nicht in 
seinen Persönlichkeits- und Freiheitsrechten eingeschränkt wurde. Je 
nach Ausgang des Verfahrens wird die Bundesregierung gegebenenfalls 
bei der paraguayischen Regierung vorstellig werden. Eine Verurteilung 
von Dr. Yaryes auf Grund von regierungskritischen Äußerungen würde 
nach Ansicht der Bundesregierung das universal geltende Recht auf freie 
Meinungsäußerung verletzen. Paraguay ist allerdings nicht dem Interna- 
tionalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 
1966 beigetreten. 

3. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung von 
US-Präsident Reagan, daß „Iran, Libyen, Nord- 
korea, Kuba und Nicaragua gesetzlose Staaten 
(sind), die von der seltsamsten Sammlung von 
kriminellen Außenseitern, Verrückten und ge- 
meinen Verbrechern seit dem Dritten Reich re- 
giert werden" (vergleiche Amerika-Dienst, 
10. Juli 1985)? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 24. Juli 

Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, die Äußerungen 
von Oberhäuptern fremder Staaten zu kommentieren. 


4. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist die Behandlung der mindestens 140 000 Aus- 
reiseanträge Deutscher aus den Gebieten östlich 
von Oder und Neiße im Einklang mit dem War- 
schauer Vertragswerk und dessen humanitären 
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Geschäftsgrundlagen, wie sie die Bundesregie- 
rung Brandt/Scheel im Zusammenhang mit dem 
Vertragsgesetz dem Deutschen Bundestag dar- 
gelegt hat - insbesondere die Behandlung der 
Ausreiseanträge getrennter Ehegatten und Kin- 
der und wenn nicht, welche wirksamen Maß- 
nahmen beabsichtigt die Bundesregierung ange- 
sichts der erheblichen Verletzungen des zweisei- 
tigen Vertrags und des Artikels 12 Abs. 2 des 
Politischen Menschenrechtspakts - im Sinne 
des Artikels 60 der Wiener Vertragsrechtskon- 
vention - in die Wege zu leiten? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 26. Juli 

Für einen Antrag auf Ausreise aus Polen im Wege der Aussiedlung oder 
Familienzusammenführung ist die im Zusammenhang mit dem „War- 
schauer Vertrag" abgestimmte und auf Grund der „Offenhalteklausel" 
im Ausreiseprotokoll vom 9. Oktober 1975 fortgeltende „Information" der 
polnischen Regierung vom 7. Dezember 1970 Berufungsgrundlage. 

Tatsächlich wird die „Information" - insbesondere durch Bezweifeln der 
deutschen Volkszugehörigkeit - so restriktiv gehandhabt, daß z. B. von 
den 7 973 Aussiedlern im ersten Halbjahr 1985 nur 692 (= 8,7 v. H.) mit 
Genehmigung der polnischen Behörden umsiedeln konnten. Die anderen 
- 7 281 = 91,3 v. H. - nutzten Besuchs- oder Touristenreisen für die - oft 
abgelehnte- Aussiedlung. In diesen sogenannten „Illegalen "-Fällen 
(99 466 seit 23. März 1976) wird in Warschau die Auffassung vertreten, 
daß ein illegales Verbleiben im Ausland nicht vorrangig zum Nachzug 
von Familienangehörigen führen dürfe. Demzufolge lehnt das polnische 
Außenministerium die Entgegennahme von Interventionsnotizen unserer. 
Botschaft zugunsten zurückgebliebener Angehöriger ab. In der Praxis 
wird Ehegatten und minderjährigen Kindern „Illegaler" die Ausreise 
nach einer „Wartezeit" von rund drei Jahren genehmigt. 

Diese Handhabung der Information und die Verwaltungspraxis in „Ille- 
galen "-Fällen veranlaßten Bundesminister Genscher, am 6. März 1985 
bei seinem Besuch in Warschau eindringlich an die polnische Regierung 
zu appelieren, zu einer dem Geist der getroffenen Vereinbarungen ent- 
sprechenden Praxis zurückzukehren. Hierzu gehören u. a. die Anerken- 
nung der deutschen Volkszugehörigkeit Ausreise williger, auch wenn sie 
aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen der deutschen Sprache 
nicht mächtig sind, größeres Wohlwollen in „Illegalen "-Fällen und die 
vorbehaltlose Entgegennahme von Interventionsnotizen. 

Die „Illegalen "-Fälle wurden am 10. Juni 1985 auch vom Präsidenten des 
Bundesrates in Warschau und vom Leiter unserer Delegation beim KSZE- 
Expertentreffen über Menschenrechte und Grundfreiheiten in Ottawa 
gegenüber der polnischen Seite mit dem Ersuchen um wohlwollendere 
Behandlung angesprochen. 

Während der Implementierungsdebatte in Ottawa waren Ausreisefragen 
wiederholt Gegenstand von Interventionen. In der öffentlichen Plenarsit- 
zung zum Abschluß des Treffens am 17. Juni 1985 wurde die Verletzung 
der - von uns in die Debatte eingeführten und eingeforderten - Freizü- 
gigkeit als eines Grundrechts von mehreren Seiten kritisiert und die 
Gewährleistung dieses Menschenrechts angemahnt. Unser Delegations- 
leiter ersuchte zusätzlich darum, Ausreisewünsche bis zur Gewährung 
der Ausreisefreiheit menschlich und großzügig zu behandeln. 

Die Bundesregierung wird darauf beharren, daß die Handhabung der 
Ausreise im Wege der Aussiedlung oder Familienzusammenführung 
durch die Regierung der Volksrepublik Polen den beiderseitigen Ver- 
einbarungen entspricht. 
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5. Abgeordneter Wie unterrichtet sich der normale Auslandsbe- 

Dr. Czaja amte angesichts der Fülle des Informationsmate- 

(CDU/CSU) rials, das auf die Auslandsvertretungen zu- 

kommt, zuverlässig über die Rechtsfragen be- 
treffend das Deutschlandproblem, wenn es keine 
erläuternden Runderlasse des Auswärtigen 
Amtes, wie in vielen anderen Fragen, gibt? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 30. Juli 

Das Auswärtige Amt legt großen Wert auf laufende und umfassende 
Unterrichtung auch seiner Mitarbeiter im Ausland über die Deutschland 
betreffenden Rechtsfragen. Die Auslandsvertretungen werden durch 
Runderlasse sowohl über die Rechtslage Deutschlands im allgemeinen 
als auch über die sich hieraus ergebenden Konsequenzen für ihre prakti- 
sche Arbeit im Ausland unterrichtet [u. a. Runderlasse über: „Konsulari- 
sche Betreuung der Deutschen im Ausland nach Inkrafttreten des Grund- 
lagenvertrages" ; „Hüfe für Deutsche aus der DDR und Berlin (Ost) im 
Ausland"; „Zur deutschen Staatsangehörigkeit"; „Behandlung von 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten " ; „ Staatsangehörigkeitsklauseln 

in Verträgen der DDR mit dritten Staaten"; „Gemeinsame Teilnahme von 
Personen aus Berlin (West) und aus dem Bundesgebiet an internationalen 
Veranstaltungen"]. Die diplomatischen und berufskonsularischen Vertre- 
tungen im Ausland sind angewiesen, den Inhalt dieser Runderlasse allen 
Mitarbeitern in jährlichen Abständen in Erinnerung zu rufen. 

Im übrigen stehen den Mitarbeitern an unseren Auslandsvertretungen in 
Staaten, in denen die deutsche Frage eine besondere Rolle spielt, ein- 
schlägige Unterlagen über die Rechtslage Deutschlands zur Verfügung 
(u. a. „Der Grundlagenvertrag vor dem Bundesverfassungsgericht", her- 
ausgegeben vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung in ^ 
Zusammenarbeit mit dem Bundesverfassungsgericht, C. F. Müller, Karls- 
ruhe). 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Schulte 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Verhandlungen haben schweizer Behör- 
den mit der Bundesregierung hinsichtlich der 
beabsichtigten Umstellung des geplanten Kern- 
kraftwerks Kaiseraugst auf Flußwasserkühlung 
aufgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 2. August 

Es gibt keine Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und 
schweizer Behörden hinsichtlich einer etwaigen Umstellung des geplan- 
ten Kernkraftwerks Kaiseraugst auf Fluß Wasserkühlung. Die Bundes- 
regierung hat keine Mitteüung der schweizerishen Bundesregierung, 
daß eine solche Umstellung beabsichtigt ist. 


7. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Inwieweit reicht die international mit der 
Schweiz vereinbarte Kühlwasserkapazität noch 
aus, um eine zusätzliche Wärmebelastung für 
den Rhein zuzulassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 2. August 

Eine Vereinbarung über die Aufteüung der Kühlwasserkapazität des 
Rheins zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz gibt 
es nicht. 

In der Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins gegen Verun- 
reinigung wird zur Zeit über ein Übereinkommen zum Schutze des 
Rheins gegen thermische Belastung verhandelt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter 

Kleinert 

(Hannover) 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, 
daß das 6. Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (EMRK) über die Abschaf- 
fung der Todesstrafe, das von der Bundesrepu- 
blik Deutschland bisher nur gezeichnet worden 
ist, auch noch ratifiziert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 29. Juli 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Ratifizierung des 6. Protokolls zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention mit derjenigen des 8. Proto- 
kolls, das Verfahrensänderungen mit dem Ziel der Beschleunigung des 
Straßburger Individualbeschwerdeverfahrens enthält, am 19. März 1985 
zur Zeichnung aufgelegt und am selben Tage von der Bundesrepublik 
Deutschland gezeichnet worden ist, zu verbinden und den Entwurf eines 
Zustimmungsgesetzes zu beiden Protokollen nebst Denkschrift den 
gesetzgebenden Körperschaften Anfang 1986 zuzuleiten. 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
für den Fall der Ratifizierung hinsichtlich des 
Artikels 2 des 6. Zusatzprotokolls zur EMRK 
zu unternehmen, der die Einführung der Todes- 
strafe „in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr“ gestattet, unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß durch Artikel 102 des Grund- 
gesetzes die Todesstrafe ohne eine Einschrän- 
kung in der Bundesrepublik Deutschland abge- 
schafft worden ist? 


9. Abgeordneter 

Kleinert 

(Hannover) 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 29. Juli 

Im Hinblick auf Artikel 102 GG werden von der Bundesregierung keine 
Schritte erwogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß in unserem Steuersystem durch 
den für alle gleichen Grundfreibetrag bei der 
Einkommensbesteuerung das Existenzminimum 
von der Besteuerung ausgenommen werden soll 
bzw. die Grundlasten der Lebensführung der 
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Steuerpflichtigen mit für alle gleicher Steuerer- 
sparnis, d. h. einkommensunabhängig, berück- 
sichtigt werden, wohingegen darüber - über den 
Grundfreibetrag - hinausgehende Kosten der 
Lebensführung als der Sphäre der Einkommens- 
verwendung zugehörig einkommensteuerlich 
nicht abzugsfähig sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. Juli 

Der Grundfreibetrag soll der Freistellung des sogenannten Existenzmini- 
mums von der Besteuerung dienen. Es trifft zu, daß sich nach der Tariffor- 
mel (§32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes) der Grundfreibetrag 
unabhängig von der Höhe des Einkommens für alle Steuerpflichtigen 
einheitlich mit 22 v. H. auswirkt. Diese Betrachtung ist allerdings vorder- 
gründig. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen die untere Propor- 
tionalzone, so lassen sich die Wirkungen des Grundfreibetrags und der 
die Progression bewirkenden Tarifformel im übrigen sinnvoll nicht mehr 
trennen. Denn bei der Bewertung der tariflichen Steuerbelastung kann es 
nicht auf den formalen Aufbau der Tarif form el, sondern nur darauf 
ankommen, welche Steuerbeträge letztlich in der Steuertabelle ausge- 
wiesen sind. Tariftechnisch wäre ohne weiteres auch eine Darstellung 
möglich, wonach der Grundfreibetrag mit Progressionswirkung vom Ein- 
kommen abgezogen, dafür aber die Tarifformel so umgeschrieben wird, 
daß sich in der Steuertabelle keine Änderung ergibt. Diese Überlegung 
zeigt, daß aus dem Umstand, in welcher Weise der Grundfreibetrag 
tariftechnisch berücksichtigt wird, keine weitergehenden Schlüsse gezo- 
gen werden können. 

Unzutreffend ist die Annahme, über den Grundfreibetrag hinausgehende 
Kosten der Lebensführung seien einkommensteuerlich nicht abziehbar. 
Das Einkommensteuergesetz kennt verschiedene derartige Abzüge, so 
insbesondere die Sonderausgaben nach § 10 EStG und die außergewöhn- 
lichen Belastungen nach §§ 33 ff. EStG. Diese Aufwendungen sind vom 
Einkommen abzuziehen und führen so zu einer progressionsabhängigen 
Ermäßigung der Einkommensteuer. 

Trifft es zu, daß dagegen die Kosten der Lebens- 
führung der Kinder eines Steuerpflichtigen so- 
weit nicht durch das Kindergeld ausgeglichen im 
Rahmen der künftig wieder geltenden steuerli- 
chen Kinderfreibeträge einkommensabhängig 
berücksichtigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. Juli 

Ebenso wie die vorerwähnten Sonderausgaben und außergewöhnlichen 
Belastungen wird auch der Kinderfreibetrag vom Einkommen abge- 
zogen. 

12. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Welchen sachlichen Grund gibt es für die unter- 
schiedliche Regelung der Berücksichtigung des 
Existenzminimums einerseits bei den Steuer- 
pflichtigen und andererseits bei deren Kindern, 
und wie nimmt die Bundesregierung zu der in 
der Anhörung von einem Sachverständigen ver- 
tretenen Auffassung Stellung, wonach logischer- 
weise nunmehr auch bei den Steuerpflichtigen 
der Grundfreibetrag mit Progressionswirkung 
vom zu versteuernden Einkommen abzusetzen 
wäre? 


11. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 26. Juli 

Wie in der Antwort zu den Fragen 11 und 12 ausgeführt, berechtigt die 
tariftechnische Ausgestaltung des Grundfreibetrags nicht zu dem Schluß, 
Existenzminimum der Steuerpflichtigen einerseits und ihre Unterhaltsbe- 
lastung durch Kinder andererseits würden „unterschiedlich" behandelt. 


13. Abgeordneter Wann legt die Bundesregierung den angekün- 

Sieler digten Gesetzentwurf zur Änderung des Investi- 

(SPD) tionszulagengesetzes vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Juli 

Der Bundesminister der Finanzen wird den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Investitionszulagengesetzes unverzüglich den beteiligten 
Ressorts und den obersten Finanzbehörden der Länder zur Stellung- 
nahme übersenden und nach Abschluß der Beratungen dem Bundeskabi- 
nett zur Beschlußfassung zuleiten. 


14. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der Empfehlung des 

Sieler Planungsausschusses Rechnung tragen, daß för- 

(SPD) derfähige Investitionsvolumen je Arbeitsplatz 

auf das Zehnfache der durchschnittlichen In- 
vestitionskosten zu senken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Juli 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in den Gesetzentwurf zur Änderung 
des Investitionszulagengesetzes entsprechend dem Beschluß des Pla- 
nungsausschusses die Absenkung des förderungsfähigen Höchstsatzes je 
Arbeitsplatz aufzunehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Dr. Todenhöfer daß das Verfahren, nach dem Importe aus der 

(CDU/CSU) DDR beim Empfänger aus Steuergeldern mit elf 

Prozent subventioniert werden, abgeschafft wer- 
den sollte, da es Arbeitsplätze in betimmten Be- 
reichen der bundesdeutschen Industrie ver- 
nichtet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 29. Juli 

Der innerdeutsche Handel unterliegt seit Einführung der Mehrwertsteuer 
am 1. Januar 1968 einer umsatzsteuerlichen Sonderbehandlung. Damals 
mußten Nachteüe, die sich bei der Umstellung von der Brutto- auf die 
Nettoumsatzsteuer systembedingt für Lieferungen in die DDR und für 
Bezüge aus der DDR ergeben hätten, vermieden werden. Heute hat die 
umsatzsteuerliche Sonderregelung im innerdeutschen Handel vor allem 
den Sinn, diesen Handel — insbesondere wegen seiner Bedeutung für die 
Gesamtbeziehung zur DDR - zu fördern und auf möglichst hohem Niveau 
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auszugleichen. Da die DDR wegen des bilateralen Verrechnungsverkehrs 
nur in dem Umfang Waren bei uns einkaufen kann, als sie selbst Waren 
auf unseren Markt liefert, bestimmt die Höhe der Bezüge aus der DDR 
letztlich das Ausmaß des innerdeutschen Handels insgesamt. Eine Stei- 
gerung des innerdeutschen Handels ist nur daher über eine Steigerung 
der Bezüge zu erreichen. Diesem Ziel dient die Begünstigung der Käufe 
von DDR-Waren. 

Zwar hat die DDR seit 1980 Überschüsse im Warenverkehr erzielt. Bis 
1983 reichten diese aber gerade aus, um ihr Defizit im kommerziellen 
Dienstleistungsbereich auszugleichen. Der hohe Handelsbilanzüber- 
schuß der DDR im Jahre 1984 sollte nicht überbewertet werden. Die 
Entwicklung des innerdeutschen Handels in den Monaten Januar bis Mai 
dieses Jahres (Steigerung unserer Lieferungen in die DDR um 17 v. H. bei 
leichtem Rückgang der Bezüge) bestätigt, daß dieser Überschuß eine 
Ausnahme war und die DDR weiterhin dringend auf die Einnahme von 
Verrechnungseinheiten angewiesen ist, um ihre Käufe in der Bundesre- 
publik Deutschland zu finanzieren. 

Der angestrebte Ausgleich der Handelsbüanz ist allerdings nur global zu 
erreichen, nicht dagegen für jeden Wirtschaftszweig getrennt. Jede Seite 
hat ihre eigenen Lief er Schwerpunkte, die bei der DDR im Bereich der 
Konsumgüter hegen. Insgesamt gesehen werden durch den innerdeut- 
schen Handel jedoch keine Arbeitsplätze vernichtet, sondern im Gegen- 
teü erhalten. 

16. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung bezüglich dieser elf- 

Dr. Todenhöfer prozentigen Subventionierung von Importen aus 

(CDU/CSU) der DDR meine Auffassung, daß insbesondere 

angesichts der Tatsache, daß die DDR wertmäßig 
fünfundzwanzigmal mehr Bekleidungsartikel 
exportiert als importiert, ein Abbau dieser Sub- 
ventionen der bundesdeutschen Bekleidungsin- 
dustrie auch unter beschäftigungspolitischen 
Gesichtspunkten nützen könnte? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 29. Juli 

Die umsatzsteuerliche Sonderbehandlung des innerdeutschen Handels 
war. ihrem Sinn und Zweck entsprechend von Anfang an als wirtschaft- 
liche Globalmaßnahme ausgestaltet. Dieses Ziel würde verfehlt, wenn die 
steuerliche Entlastung in Abhängigkeit von der jeweiligen wirtschaft- 
lichen Situation eines Wirtschaftszweiges oder von dem Verhältnis zwi- 
schen Lieferungen und Bezügen in einer bestimmten Branche gewährt 
würde. Eine an sektoralen Gesichtspunkten orientierte Handhabung des 
Instruments der Umsatzsteuerkürzung bliebe nicht auf den Textübereich 
beschränkt; sie würde die besondere Umsatzsteuerregelung dem Zwang 
ständiger Anpassung aussetzen und damit den innerdeutschen Handel 
insgesamt mit einer Unruhe belasten, die nicht im Interesse der Wirt- 
schaft liegen kann. 

17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Rahmen 

Wolfram ihrer ordnungspolitischen Vorstellungen die vor 

(Recklinghausen) allem vom Land Niedersachsen gegründete 

(SPD) German Oü GmbH? 

18. Abgeordneter Hatte die niedersächsische Landesregierung die- 

Wolfram sen Schritt mit der Bundesregierung abgestimmt, 

(Recklinghausen) und sieht die Bundesregierung darin einen Weg, 

(SPD) von Stillegungen bedrohte Raffinerien zu retten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 29. Juli 

Die German Oil GmbH ist unter maßgeblicher Beteiligung des Landes 
Niedersachsen mit dem Ziel gegründet worden, die stillgelegte Mobil- 
Raffinerie in Wilhelmshaven wieder in Betrieb zu nehmen. Nach den 
Gesprächen mit der niedersächsischen Landesregierung geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß das Land - nicht zuletzt aus ordnungs- und 
energiepolitischen Gründen- seine Beteiligung an der German Oü 
GmbH rasch und nachhaltig abbaut. Gegen die Wiederinbetriebnahme 
der stillgelegten Raffinerie im Rahmen einer marktwirtschaftlichen 
Lösung durch private Unternehmen wäre aus der Sicht der Bundesregie- 
rung nichts einzuwenden. 

Über die Gründung der German Oil GmbH hat es zwischen der nieder- 
sächsischen Landesregierung und der Bundesregierung keine Abstim : 
mung gegeben. Das Land hat die Bundesregierung jedoch über sein 
Konzept laufend unterrichtet. 

Die Bundesregierung sieht das niedersächsische Vorgehen im Falle der 
Mobil-Raffinerie Wilhelmshaven nicht als geeignetes Modell, um auf 
diese Weise von Stillegungen bedrohte Raffinerien weiter zu betreiben. 
Die Bundesregierung tritt vielmehr auch innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und der Internationalen Energie Agentur dafür ein, daß die 
weiter notwendigen Schritte zur Strukturanpassung bei den Raffinerien 
durch den Markt gesteuert werden und dieser Prozeß nicht durch staatli- 
che Interventionen verfälscht wird. Die deutschen Raffinerien haben 
wegen ihrer Verbrauchernähe ihres Verbunds insbesondere mit der 
Petrochemie, ihrer hohen Weiterverarbeitungsrate und ihrer technischen 
Modernität gute Aussichten sich im internationalen Wettbewerb zu 
behaupten. Die Bundesregierung unternimmt dabei besondere Anstren- 
gungen, noch bestehende Wettbewerbsverzerrungen abzubauen. Im 
Rahmen unseres marktwirtschaftlichen Systems und übrigens auch 
wegen unserer Einbindung in den Gemeinsamen Markt ist es nicht 
möglich, eine bestimmte Mindestkapazität oder einzelne Raffineriestand- 
orte staatlich zu garantieren. 


19. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Welche Subventionen in welcher Höhe sollten 
1986 nach Meinung des Bundesministers für 
Wirtschaft gekürzt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 31. Juli 

Die Bundesregierung hat am 1. Juli 1985 den Entwurf des Bundeshaus- 
halts 1986 und den Finanzplan 1985 bis 1989 beschlossen. Danach wer- 
den die Finanzhüfen des Bundes 1986 um 6,9 v. H. auf 13,5 Milliarden 
DM gesenkt. Zu diesem Abbau von Subventionen hat das Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft den maßgeblichen Beitrag geleistet. Im Einzelplan 
des Bundesministers für Wirtschaft wurden 1986 die Ansätze für Sub- 
ventionen gegenüber 1985 um knapp 1 Milliarde DM gesenkt. Davon 
entfallen 

- 385 Millionen DM auf die Stahlindustrie, 

- 370 Millionen DM auf den Steinkohlenbergbau, 

-179 Millionen DM auf die Luftfahrttechnik, 

- 30 Millionen DM auf die Werfthilfen. 

Damit hat die Bundesregierung einen wesentlichen Schritt zum Abbau 
von Subventionen gemacht. Die Kürzungsbeschlüsse des Kabinetts wer- 
den vom Bundesminister für Wirtschaft voll mit ge tragen. 
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Zusätzlich darf ich Sie noch davon unterrichten, daß die Bundesregierung 
in der mittelfristigen Finanzplanung einen weiteren Abbau von Finanz- 
hilfen um 6,5 v. H. im Jahresdurchschnitt bis 1989 vorgesehen hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mol- 

Bredehorn kereiunternehmen nach der Erhöhung der Um- 

(FDP) satzsteuersätze für Rohmilchanlieferung land- 

wirtschaftlicher Betriebe von 8 v. H. auf 13 v. H. 
einen erheblich gestiegenen und ständigen Um- 
satzsteuererstattungsanspruch haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 26. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Beziehern landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse unter bestimmten Voraussetzungen ständig Umsatzsteuerer- 
stattungsansprüche zustehen. Dies gilt nicht nur für Molkereien, sondern 
auch für andere Unternehmer, z. B. Viehhändler. 


Hat die Bundesregierung bei der Konzipierung 
des Gesetzes berücksichtigt, daß die Molkerei- 
unternehmen wegen zivilrechtlicher Vereinbar- 
ungen, aber auch auf Grund behördlicher Aufla- 
gen verpflichtet sind, über die Lieferung eines 
Monats eine Gutschrift zu erteilen und daraus 
folgend die Vorsteuerbeträge erst für den Monat 
der Gutschrifterstellung geltend machen 
können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 26. Juli 

Die Bundesregierung ist bei der Konzipierung des umsatzsteuerlichen 
Einkommensausgleichs für die Landwirtschaft davon ausgegangen, daß 
der Unternehmer, der über Lieferungen eines Landwirts mit Gutschriften 
abrechnet, für die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs die Vorschrif- 
ten des Umsatzsteuergesetzes zu beachten hat. Nach den §§15 uncl 16 
UStG setzt der Vorsteuerabzug voraus, daß eine Lieferung bewirkt und 
daß eine Rechnung oder Gutschrift mit gesondertem Ausweis der 
Umsatzsteuer erteilt worden ist. Erfolgt die Abrechnung erst nach Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem die Lieferung bewirkt worden ist, 
so sind die in dieser Abrechnung ausgewiesenen Vorsteuerbeträge erst 
für den Voranmeldungszeitraum abziehbar, in dem die Abrechnung 
vorgenommen worden ist. 


21. Abgeordneter 

Bredehorn 

(FDP) 


22. Abgeordneter 

Bredehorn 

(FDP) 


Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß diese 
Vorfinanzierungsleistungen der Molkereiunter- 
nehmen nicht eine Folge der Systematik des Um- 
satzsteuergesetzes ist, sondern Ausfluß der Re- 
gelung des Einkommensausgleichs für die Land- 
wirtschaft, und aus welcher Rechtsgrundlage lei- 
tet die Bundesregierung der Verpflichtung der 
Molkereiunternehmen, den Einkommensaus- 
gleich der Landwirtschaft vorzufinanzieren, ab? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 26. Juli 

Die Entscheidung des Gesetzgebers, den Einkommensausgleich für die 
Landwirtschaft über die Umsatzsteuer zu gewähren, hat zwangsläufig zur 
Folge, daß das Mehrwertsteuersystem insgesamt für die Beihilferegelung 
maßgebend ist. Im Rahmen des Mehrwertsteuersystems können Finan- 
zierungsvorteile, aber auch Finanzierungsnachteile auf treten. Dem 
Gesetzgeber ist dieser Effekt seit dem Übergang zur Mehrwertsteuer im 
Jahre 1968 bekannt. Er hat ihn in Kauf genommen. 

23. Abgeordneter War sich die Bundesregierung der wirtschaft- 

Bredehorn liehen Tatsache bewußt, daß die Aufwendungen 

(FDP) für die Vorfinanzierung der Einkommensaus- 

gleichsbeträge aus der Umsatzsteuer zu einer 
effektiven Schmälerung der Beträge führen, die 
nach dem Gesetz der Landwirtschaft zufließen 
sollten, und wäre die Bundesregierung bereit, 
gegebenenfalls - begrenzt auf den Zeitraum der 
Geltung des Gesetzes über den Einkommens- 
ausgleich der Landwirtschaft - den Molkerei- 
unternehmen eine wirksame Entlastung der Vor- 
finanzierungsleistungen anzubieten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 26. Juli 

Die Bundesregierung hat geprüft, ob auf die in den Voranmeldungen der 
Molkereien errechneten Vorsteuerüberschüsse unverzüglich Abschlags- 
zahlungen geleistet werden können. Die Erstattung von Vorsteuerüber- 
schüssen ist jedoch erst möglich, wenn sie mit Ablauf des Voranmel- 
dungszeitraums (Kalendermonat oder Kalendervierteljahr) entstanden 
und auf Grund der Zustimmung des Finanzamts (§ 168 AO) fällig gewor- 
den sind. Vor der Fälligkeit eines Erstattungsanspruchs ist aus rechtli- 
chen Gründen keine Zahlung möglich. Die Molkereien können jedoch 
nach Auffassung der Bundesregierung die Vorfinanzierungsleistungen 
dadurch vermindern, daß sie noch vor Ablauf eines Voranmeldungszeit- 
raums - gegebenenfalls vorläufig - Gutschriften mit gesondertem Steuer- 
ausweis erteilen. Für die in diesen Gutschriften abgerechneten Müchan- 
lieferungen können die Molkereien den Vorsteuerabzug bereits für den 
Liefermonat geltend machen. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die Aufwendungen für die Vorfi- 
nanzierung zu einer Schmälerung des Einkommensausgleichs beim 
Landwirt führen können. Bei Anwendung der vorgenannten Gestaltung 
können diese jedoch geringer sein. Eine Entlastung von den dann noch 
verbleibenden Vorfinanzierungsleistungen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung nicht anzubieten. Der Gesetzgeber hat die mit der Durchführung 
des Ersten Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
29. Juni 1984 entstehenden Auswirkungen in Kauf genommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 

24. Abgeordneter In welchem Stadium befinden sich die Verhand- 

Weirich lungen zwischen der Bundesregierung und der 

(CDU/CSU) Regierung der DDR über die Entsalzung von 

Werra und Weser? 
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25. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Welche kombinierten technischen Lösungsmög- 
lichkeiten zeichnen sich ab, um die Salzfracht 
von Werra und Weser zu verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 31. Juli 

Die Bundesregierung und die beteiligten Bundesländer bemühen sich in 
den laufenden Verhandlungen mit der DDR um die Konkretisierung von 
Maßnahmen zur Reduzierung der Werraversalzung. Dabei ist zuneh- 
mend deutlich geworden, daß eine Lösung des Problems nicht durch eine 
Einzelmaßnahme, sondern nur durch eine Kombination mehrerer techni- 
scher Maßnahmen in zeitlicher Stufenfolge möglich sein wird. 

Unter bestimmten Voraussetzungen könnte eine Maßnahmenkombina- 
tion den Bau eines Pufferspeichers, die Errichtung von Flotationen in 
Werken der DDR und die ergänzende Anwendung des elektrostatischen 
Trennverfahrens (ESTA) umfassen. Der Bau eines Pufferspeichers setzt 
voraus, daß die laufenden Erkundungsarbeiten zu einem positiven 
Ergebnis führen. Die Errichtung von Flotationen ist u. a. von zur Zeit in 
DDR-Werken durchgeführten Versuchen abhängig. Eine Anwendung 
des ESTA-Verfahrens setzt die Eignung der DDR-Salze für eine elektro- 
statische Trennung sowie eine kommerzielle Einigung mit dem hiesigen 
Patentinhaber (Lizenzvergabe) voraus. 

Die Verhandlungen sollen Ende August fortgesetzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


26. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Sind der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der Anwendung des Vorruhestandgesetzes 
Praktiken von Unternehmen bekannt, wonach 
für die frei gewordenen Arbeitsplätze nicht Ar- 
beitslose vom Arbeitsmarkt eingestellt werden, 
sondern Arbeitnehmer in anderen Unternehmen 
abgeworben werden mit der Auflage, sich zur 
Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen 
kurzfristig arbeitslos zu melden, und was ge- 
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls da- 
gegen zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 29. Juli 

Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit, die das Vorruhestandsge- 
setz durchführt, sind bisher keine Fälle bekanntgeworden, in denen die 
freigewordenen Arbeitsplätze mit Arbeitnehmern besetzt worden sind, 
die von anderen Unternehmen abgeworben worden waren. 


27. Abgeordneter 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Arbeitsplätze, die auf Grund des 
Gesetzes zur Erleichterung des Übergangs 
vom Arbeitsleben in den Ruhestand frei ge- 
worden sind, sind wieder besetzt worden? 
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28. Abgeordneter 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Hauser 
(Esslingen) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 29. Juli 

Über die Zahl der wiederbesetzten Arbeitsplätze lassen sich nur unge- 
fähre Angaben anhand der bei den Arbeitsämtern gestellten Zuschußan- 
träge machen. Voraussetzung für die Bewilligung des Zuschusses nach 
dem Vorruhestandsgesetz ist u. a. die Wiederbesetzung des Arbeitsplat- 
zes des ausgeschiedenen älteren Arbeitnehmers oder — soweit es sich um 
Kleinbetriebe handelt - die Einstellung eines Lehrlings. Bis Ende Juni 
1985 wurden bei der Bundesanstalt für Arbeit 15 360 Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen zum Vorruhestandsgeld gestellt. Die Zahl der 
wiederbesetzten Arbeitsplätze einschließlich der eingestellten Lehrlinge 
dürfte deshalb etwa 14 000 bis 15 000 betragen. 

Nach den mir vorliegenden Informationen haben insbesondere große 
Werke der Automobilindustrie auf Grund der Tarif Öffnungsklausel des 
§10 Vorruh estandstarif vertrag in der Metallindustrie zusätzliche 
Betriebs vereinbar ungen abgeschlossen, die zum Teü ein nach der Dauer 
der Beschäftigung in der Höhe gestaffeltes Vorruhestandsgeld vorsehen. 
In einem dieser Fälle wird zum Beispiel bei einer Betriebszugehörigkeit 
von 20 Jahren Vorruhestandgeld in Höhe von 75 v. H. des nach § 3 Abs. 2 
Vorruhestandsgesetz maßgebenden Entgelte gewährt. Ob und in wel- 
chen weiteren Firmen der Metallindustrie Regelungen zum Vorruhestand 
bestehen, ist mir nicht bekannt. 

Nach der Branchen Statistik der Bundesanstalt für Arbeit zum Vorruhe- 
stand lagen aus dem Bereich „ Metall " (Wirtschaftsgruppe 19 bis 37) 
999 Anerkennungsanträge auf Gewährung eines Zuschusses zum Vorru- 
hestandsgeld vor. Dabei ist jedoch zu beachten, daß auf Grund der 
tarifvertraglichen vorgesehenen Ankündigungsfrist von in der Regel 
sechs Monaten die entsprechenden Vereinbarungen im Metallbereich 
erst im Laufe des Jahres voll wirksam werden. 

Angaben darüber, wie viele Arbeitnehmer Ansprüche auf Zahlung von 
Vorruhestandsgeld gegenüber ihrem Arbeitgeber geltend gemacht 
haben, liegen nicht vor. 

Nach der Statistik der Krankenkassen, die alle in der gesetzlichen Kran- 
kenkasse versicherten Vorruhestandsgeldbezieher erfaßt, haben am 
1. Juni 1985 21 231 Personen Vorruhestandsgeld bezogen. 

Von der Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes ist bekannt, daß dort 
aus dem Bereich der Bauwirtschaft 23 804 Anträge auf Anerkennung der 
tariflichen Voraussetzungen für die Erstattung von Vorruhestandsleistun- 
gen (Voranfragen) gestellt worden sind. 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
welche Firmen im Bereich der Metallindustrie 
den Vorruhestand gewähren, und welche Ver- 
besserungen gegenüber dem Gesetz werden 
durch Betriebsvereinbarungen erreicht? 


Wieviel Arbeitnehmer haben bis jetzt Ansprüche 
aus dem Gesetz zur Erleichterung des Über- 
gangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand gel- 
tend gemacht? 


Wie viele Antragsteller sind nach diesem Gesetz 
bisher vorzeitig in den Ruhestand getreten? 
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Ist die Bundesregierung bereit, Arbeitslosenaus- 
weise für Empfänger von Arbeitslosengeld, Ar- 
beitslosenhilfe und Sozialhilfeempfänger sowie 
Sondergruppen vorzusehen? 

Wird die Bundesregierung den Städten und Ge- 
meinden empfehlen, daß die Inhaber solcher 
Ausweise Vergünstigungen bei der Benutzung 
kommunaler Einrichtungen usw. erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Juli 

Die Bundesregierung begrüßt es, wenn arbeitslosen Leistungsempfän- 
gern über den Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes hinaus durch 
private oder öffentliche Institutionen Hüfestellungen gewährt werden. 

Dazu bedarf es jedoch nicht der Ausstellung einheitlicher Ausweise, da 
die Betroffenen die Tatsache, daß sie arbeitslose Leistungsempfänger 
sind, durch Vorlage des Leistungsbewilligungsbescheides nachweisen 
können. 

Gegen die Ausstellung eines Ausweises für alle arbeitslosen Leistungs- 
empfänger sprechen vor allem praktische Gründe. Es müßte sicherge- 
stellt werden, daß ein solcher Ausweis nach dem Ausscheiden aus dem 
Leistungsbezug entwertet werden kann, um hierdurch eine unberech- 
tigte und mißbräuchliche Inanspruchnahme von Vergünstigungen auf 
Grund des Ausweises zu verhindern. Der hierfür erforderliche finanzielle, 
organisatorische und personelle Aufwand stünde in keinem Verhältnis zu 
dem erreichbaren Nutzen. 

Die Städte und Gemeinden sind nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung bemüht, bedürftigen 
Arbeitslosen Vergünstigungen bei der Benutzung kommunaler Einrich- 
tungen zukommen zu lassen, soweit dies finanziell vertretbar ist. Einer 
Empfehlung der Bundesregierung, auf diesem Gebiet tätig zu werden, 
bedarf es deshalb nicht. 


31. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 

32. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


33. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 


Treffen Behauptungen des_ Bundesverbandes 
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau zu, daß 
AB-Maßnahmen in diesem Bereich ca. 30 v. H. 
der AB-Maßnahmen ausmachen, und wenn dies 
so ist, sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
AB-Maßnahmen künftig ausgewogener auf die 
einzelnen Wirtschaftszweige zu verteilen? 


34. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Hinsken rung, auf die Träger, zumeist Kommunen, Einfluß 

(CDU/CSU) zu nehmen, daß die überwiegende Mehrzahl der 

AB-Maßnahmen im Grün- und Freiraumbereich 
nicht weiterhin in Eigenregie der Träger, son- 
dern durch eine verstärkte Vergabe an entspre- 
chende fachlich qualifizierte Betriebe vergeben 
wird? 


35. Abgeordneter Gibt es regelmäßige zuverlässige Daten, mit de- 

Hinsken nen die Effektivität von ABM oder aber die mit 

(CDU/CSU) ABM verbundenen Negativfolgen für die Betrie- 

be des Grün- und Freiraumbereichs überprüft 
werden können? 
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Sieht auch die Bundesregierung in dem hohen 
ABM-Anteil für den Grün- und Freiraumbereich 
die Gefahr der Diskreditierung für den Beruf 
Gärtner, Fachrichtung Gartenbau und Land- 
schaftsbau, weü die fachlichen Anforderungen 
für die Durchführung von AB-Maßnahmen im 
Grün- und Freiraumbereich der dreijährigen be- 
ruflichen Grundausbüdung für den Garten-, 
Landschafts- und Sportplatzbau nicht entspre- 
chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 30. Juli 

Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen-Statistik der Bundesanstalt für 
Arbeit zum zweiten Quartal 1985 weist aus, daß von den 34 824 laufenden 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf dem Sektor „Landwirtschaft, Gar- 
ten- und Landschaftsbau" 4 670 Maßnahmen entfallen - das sind 
13,4 v. H. aller laufenden Maßnahmen. Die Arbeitbeschaff ungsm aßnah - 
men-Statistik trennt nicht zwischen „Landwirtschaft" und „Garten- und 
Landschaftsgartenbau", so daß keine konkreten Angaben für den zuletzt 
genannten Sektor vorliegen. Außerdem ist bekannt, daß die Bundesan- 
stalt für Arbeit unter dem statistischen Begriff „ Garten- und Landschafts- 
gartenbau" eine größere Zahl von Arbeiten zusammenfaßt, als von Betrie- 
ben des Garten- und Landschaftsbaues ausgeführt werden. Erwähnens- 
wert ist, daß das erfolgreiche Modell ARBEIT UND LERNEN für jugendli- 
che Arbeitslose häufig eine Kombination von Arbeiteil im Grünflächen- 
bereich und von schulischen/beruflichen Büdungsmaßnahmen ist. 

Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern u. a. der Bundesanstalt für Arbeit, des 
Bundesverbandes Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e. V., der 
Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft und des Deutschen 
Städtetages hat im Jahre 1984 Empfehlungen für die Durchführung von 
Arbeiten im Grün- und Freiraumbereich als Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men erarbeitet. Diese Empfehlungen, die von dem Grundsatz der Förde- 
rung von Vergabearbeiten ausgehen, sind in einer von der Bundesanstalt 
für Arbeit herausgegebenen Broschüre „Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men im Grün- und Freiraumbereich" zusammengefaßt worden. Auch der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung setzt sich vornehmlich 
durch seine Vertreter im Vorstand und Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
für Arbeit dafür ein, daß die Förderung von Vergabearbeiten Vorrang vor 
einer Förderung von Regiearbeiten haben muß. 

Regelmäßige statistische Daten über die Effektivität der Förderung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen hegen nicht vor. Eine Sonderuntersu- 
chung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesan- 
stalt für Arbeit im Frühjahr 1985 hat ergeben, daß fast die Hälfte aller 
ehemaligen Beschäftigten in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen über kurz 
oder lang nach Ausscheiden aus der Maßnahme in ungeförderte Beschäf- 
tigungsverhältnisse eingegüedert ist. Daten über angebliche Negativfol- 
gen für Betriebe des Grün- und Freiraumbereichs durch die Förderung 
durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen hegen nicht vor. 

Ich sehe in der Beschäftigung durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im 
Grün- und Freiraumbereich keine Gefahr einer Diskreditierung des Gärt- 
nerberufs. Die regelmäßig bis zu einem Jahr befristete Beschäftigung in 
einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme kann eine Beruf sausbüdung für 
den Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau nicht ersetzen. Die Beschäf- 
tigung durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen kann vielmehr den 
arbeitsmarktpoh tisch wünschenswerten Effekt haben, noch nicht berufs- 
reife Jugendliche durch die Kombination einer ABM-Beschäftigung und 
einer berufsvorbereitenden Maßnahme für eine Berufsausbüdung vorzu- 
bereiten und zu motivieren. 


36. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

Bis wann rechnet die Bundesregierung mit 
der Vorlage des endgültigen Berichts zum 
Pershing II-Unfall in Heilbronn, der die Er- 
gebnisse des im letzten Bericht angekündigten 
noch ausstehenden Versuchs zur Simulation 
des Unfalls enthält? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 30. Juli 

Die Untersuchungen zum Pershing II-Unfall vom 11. Januar 1985 werden 
noch weiter fortgeführt. Nach Beendigung wird ein Abschlußbericht die 
Ergebnisse zusammenfassen, der Zeitpunkt der Vorlage ist noch nicht 
bekannt. Der Verteidigungsausschuß und die Öffentlichkeit werden nach 
Vorliegen des Abschlußberichtes unterrichtet werden. 


37. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


38. Abgeordneter 

Dr. Stercken 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die im 
„Ostpreußenblatt" vom 6. Juli 1985 erschienene 
Information zutrifft, daß nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges 3 500 deutsche Soldaten, 
die auf der jugoslawischen Insel Rab ihre Waffen 
gestreckt hatten, in einem Bunker eingemauert 
worden sind? 


39. Abgeordneter Welche Schritte hält die Bundesregierung für 

Dr. Stercken erforderlich, um Gewißheit über diese belasten- 

(CDU/CSU) de Aussage zu erhalten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 30. Juli 

Im Bundesministerium der Verteidigung ist das im „Ostpreußenblatt" 
vom 6. Juli 1985 berichtete Schicksal deutscher Soldaten auf der jugosla- 
wischen Insel Rab gegen Ende des Zweiten Weltkriegs nicht bekannt. 

Der Vorfall wird in dem von der Wissenschaftlichen Kommission für 
deutsche Kriegsgefangenengeschichte herausgegebenen umfangreichen 
Werk „Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten 
Weltkrieges" nicht erwähnt, wie eine erste Durchsicht ergab. 

In gleicher Angelegenheit erfolgte bereits vor Ihrer Anfrage eine Ein- 
gabe, sie sich auf einen Bericht in der „Pommerschen Zeitung" vom 
6. Juli 1985 bezieht. Das Müitärgeschichtliche Forschungsamt der Bun- 
deswehr in Freiburg wurde daraufhin um Klärung des historischen Sach- 
verhalts gebeten. 

Das Bundesministerium des Innern wurde ebenfalls um Auskunft gebe- 
ten, da dort die Möglichkeit besteht, durch Einschaltung des Bundesar- 
chivs, der deutschen Dienststelle (für die Benachrichtigung der nächsten 
Angehörigen von Gefallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht) in 
Berlin und anderer Stellen zur Klärung des Sachverhalts beizutragen. 

Sollten die Recherchen ergebnislos verlaufen, halte ich die Bitte an das 
Deutsche Rote Kreuz oder den Volksbund deutscher Kriegsfürsorge, bei 
den entsprechenden jugoslawischen Stellen um Klärung des Vorfalls 
nachzusuchen, für zweckmäßig. 

Ich bitte um Verständnis, daß in der Kürze der zur Verfügung stehenden 
Zeit nur dieser Zwischenbescheid gegeben werden kann und das Ergeb- 
nis der Recherchen abgewartet werden muß. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 
Helmrich 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Helmrich 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 30. Juli 

Das geltende Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz richtet sich 
mit seinen Geboten und Verboten, die dazii dienen, daß die zum Schutz 
der Verbraucher vor Gesundheitsgefahren und vor Täuschung an 
Lebensmittel zu stellenden Anforderungen erfüllt werden, grundsätzlich 
- außer an den Hersteller - auch an alle, die nach dem Hersteller, z. B. als 
Großhändler, Einzelhändler oder als Importeur, Lebensmittel in den Ver- 
kehr bringen. Danach ist es nicht nur verboten, Lebensmittel, die den 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften nicht entsprechen, herzustellen, 
sondern auch solche Lebensmittel gewerbsmäßig in den Verkehr zu 
bringen. 

Entsprechend den allgemeinen Grundsätzen des Strafrechts setzt auch 
die Ahndung einer lebensmittelrechtlichen Zuwiderhandlung voraus, 
daß gegen den Betroffenen ein konkreter Schuldvorwurf zu erheben ist, 
d. h. es muß im Einzelfall nachgewiesen werden, daß der Betroffene 
vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat. Soweit z. B. einem Händler 
vorgeworfen wird, er habe fahrlässig den Vorschriften nicht entspre- 
chende Lebensmittel in den Verkehr gebracht, muß ihm nachgewiesen 
werden, daß er die im Lebensmittelverkehr erforderliche Sorgfalt in einer 
ihm nach den konkreten Umständen des Einzelfalles vorwerfbaren Weise 
außer acht gelassen hat. Von einer nur „formalen Verantwortung" ist im 
Gesetz nicht die Rede. Die Überschrift ist von der Redaktion des Handels- 
blattes ohne Zustimmung des Verfassers ausgetauscht worden. Dieser 
gibt in seinem Artikel eine Darstellung von der Anwendung der gesetz- 
lichen Vorschriften durch die dafür zuständigen Verwaltungsbehörden 
der Länder und die Gerichte, die nach den bisherigen Beobachtungen der 
Bundesregierung zutrifft. 


Kann die Bundesregierung die Richtigkeit der 
von Prof. Dr. Eckert im Handelsblatt vom 16. Ja- 
nuar 1984 S. 12 (s. Anlage) gegebenen Darstel- 
lung der tatsächlichen und rechtlichen Verhält- 
nisse in der Lebensmittel Wirtschaft bestätigen, 
insbesondere die in dem Artikel vertretene Auf- 
fassung, der Lebensmittelgroß- und -einzelhan- 
del sei nur formal in vollem Umfang für die 
Zusammensetzung und Kennzeichnung indu- 
striell hergestellter Massengüter verantwortlich? 

Trifft es zu, daß in der Praxis der Behörden der 
Lebensmittelüberwachung und der Gerichte die 
an dem Lebensmittelhandel gestellten Anforde- 
rungen erheblich niedriger sind als die Anforde- 
rungen, die an die Sorgfaltspflicht des Herstel- 
lers gestellt werden und im wesentlichen im Zu- 
sammenhang mit dem sogenannten handelstypi- 
schen Verschulden stehen, so daß in der Tat nur 
von einer „formalen vollen Verantwortung" des 
Lebensmittelhandels für Zusammensetzung und 
Kennzeichnung von Massengütern gesprochen 
werden kann? 


42. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und durch wen werden 
Weinimporte kontrolliert, um gesundheitliche 
Schäden zu verhindern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. August 


Das Weinrecht gehört nach Artikel 74 Nr. 20 des Grundgesetzes zur 
konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. In diesem Bereich vollzie- 
hen die Länder nach Artikel 83 GG grundsätzlich die Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheit und regeln dabei die Einrichtung der Behörden 
und das Verwaltungsverfahren (Artikel 84 Abs. 1 GG). Dies gilt allge- 
mein auch für die Weinüberwachung. 

Eine abweichende Regelung ist auf Grund der Ermächtigung in § 59 
Abs. 1 des Weingesetzes in § 6 der Wein-Überwachungs-Verordnung 
(WeinÜV) dahin getroffen worden, daß die Zolldienststellen die formelle 
Entscheidung über die Zulassung von Erzeugnissen zum Verbringen ins 
Inland treffen. Sie haben hierzu Proben zu ziehen und diese einer nach 
§ 6 Abs. 4 WeinÜV (auf Vorschlag der Länder) für die amtliche Untersu- 
chung und Prüfung zugelassenen Untersuchungsstelle eines Landes vor- 
zulegen, an deren materielle Entscheidung die Zollstelle gebunden ist. In 
der Sache ist mithin auch in diesem Punkt die Länderkompetenz beibe- 
halten worden. Grund für die Zuweisung der formellen Entscheidung an 
den Zoll war die Überlegung, daß diesem jede eingehende Sendung 
gestellt werden muß und er daher die erforderliche Sachherrschaft hat. 

Für Wein sind in Verordnungen der EWG-Weinmarktorganisation 
gemeinschaftliche Dokumente vorgeschrieben worden, die jeden Trans- 
port begleiten müssen. Dies ist für Beförderungen innerhalb der Gemein- 
schaft das Wein-Begleitdokument (V.A.l, V.A.2 oder V.A.3), das sich 
der Versender in der Regel unter Überwachung der zuständigen Stelle 
selbst ausstellen darf. Befreit hiervon sind grundsätzlich abgefüllte 
Weine. 

Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft gelten strengere Regeln. Hier müs- 
sen alle Erzeugnisse - also auch abgefüllte - von einem V.I.l-Dokument 
begleitet werden. Es besteht aus einer Bescheinigung über die vor- 
schriftsmäßige Beschaffenheit und Bezeichnung sowie einem Analyse- 
blatt und muß von Stellen und Labors des Ursprungs- Drittlands ausge- 
stellt sein, die von der Europäischen Gemeinschaft änerkannt und in 
einer Liste veröffentlicht worden sind. 

Im Hinblick auf diese gemeinschaftlich geregelten Verfahren sieht § 5 
Abs. 1 WeinÜV vor, daß Sendungen, die von einem ordnungsgemäß 
ausgestellten Dokument begleitet werden, beim Verbringen ins Inland 
nur stichprobenweise untersucht werden. 

Dabei können die Länder unter Berücksichtigung ihrer Kontrollbedürf- 
nisse die Zolldienststellen verstärkt um Entnahme und Vorstellung von 
Stichproben ersuchen. Diese sind auf Grund der Dienstanweisung des 
Bundesministers der Finanzen grundsätzlich gehalten, solchen Ersuchen 
zu entsprechen. Wenn der Verdacht besteht, daß Erzeugnisse einer 
bestimmten Herkunft oder Qualität wegen vorschriftswidriger Beschaf- 
fenheit verkehrsunfähig sind, kann für sie die Stichprobendichte sogar 
allgemein auf 100 Prozent angehoben werden, so daß alle Erzeugnisse 
beim Verbringen ins Inland amtlich untersucht werden. Hierzu weist der 
Bundesminister der Finanzen auf Ersuchen des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit die Zolldienststellen an, bis auf Wider- 
ruf alle derartigen Erzeugnisse erst freizugeben, wenn die amtliche 
Untersuchung keine Beanstandung ergeben hat. 

In dieser Weise wird z. B. zur Zeit bei bestimmten österreichischen 
Weinen verfahren. Ein absoluter Schutz der Verbraucher vor Verfäl- 
schungen kann jedoch auch bei strengster Kontrolle nicht gewährleistet 
werden. 
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43. Abgeordneter Warum dauerte es länger als zwei Monate, 

Kroll- Schlüter bis das Bundesgesundheitsamt eine offizielle 

(CDU/CSU) Mitteilung über gepanschte österreichische 

Weine machte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. August 

Über die Einzelheiten des Ablaufs der Ereignisse vom Bekanntwerden 
der Verfälschungen österreichischer Weine mit Diäthylenglykol bis zur 
Warnung der Öffentlichkeit durch das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit vor derartigen gesundheitlich bedenklichen 
Erzeugnissen hat Bundesminister Dr. Geißler den am 26. Juli 1985 
gemeinsam tagenden Bundestagsausschüssen für Jugend, Famüie und 
Gesundheit und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eingehend 
berichtet. 


44. Abgeordneter Wie werden überhaupt Lebensmittel so über- 

Kroll-Schlüter wacht, daß im Falle der Verfälschung oder der 

(CDU/CSU) Vergiftung die Öffentlichkeit rechtzeitig infor- 

miert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. August 

Die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Landesbehörden kon- 
trollieren grundsätzlich durch Entnahme von Stichproben bei Herstellern, 
Importeuren und beim Handel, in Verdachtsfällen auch durch gezielte 
Probenahme. Durch geeignete Maßnahmen tragen diese Behörden dafür 
Sorge, daß Lebensmittel, die den lebensmittelrechtlichen Vorschriften 
nicht entsprechen, nicht in den Verkehr gebracht werden. 

Liegen Anhaltspunkte dafür vor, daß dönnoch gesundheitlich bedenkli- 
che Lebensmittel bereits an Verbraucher abgegeben worden sind, war- 
nen die Behörden - bei länderübergreifenden Vorkommnissen kann dies 
auch das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit sein — 
unverzüglich die Öffentlichkeit. Die der Warnung zugrundehegenden 
Untersuchungsergebnisse müssen indessen zuvor ausreichend abgesi- 
chert sein. 


Wie viele Anträge auf Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer sind im ersten Halbjahr 1985 
nach dem zweiten Abschnitt des Kriegsdienst- 
verweigerungsgesetzes durch das Bundesamt 
für den Zivildienst und nach dem dritten Ab- 
schnitt des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 
durch die zuständigen Stellen des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung bearbeitet worden 
und mit welchem Ergebnis (Anerkennung, Ab- 
lehnung, sonstige Erledigung)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. August 

Das Bundesamt für den Zivildienst hat im ersten Halbjahr 1985 über 
19 588 Anträge entschieden. Dabei wurden 17 554 Anerkennungen als 
Kriegsdienstverweigerer ausgesprochen. 27 Anträge mußten abgelehnt 
werden, weil sie nicht auf einen Gewissensgrund im Sinne von Artikel 4 
Abs. 3 des Grundgesetzes gestützt waren. In 643 weiteren Fällen wurde 
der Anerkennungsantrag abgelehnt, nachdem die Antragsteller ihren 
Antrag trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung nicht vervollständigt 


45. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 
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hatten. Außerdem wurden 597 Anträge zurückgewiesen, weil die 
Antragsteller bereits aus anderen Gründen ohnehin nicht zum Wehr- 
dienst einberufen werden durften und damit für ihren Antrag kein 
Rechtsschutzinteresse hatten. 753 Anträge mußten an die Kreiswehrer- 
satzämter zurückgegeben werden, weil das Bundesamt nicht zuständig 
oder - in 377 Fällen - der Anerkennungsantrag zurückgenommen wor- 
den war. 

Die Zahlen über die von den Ausschüssen und Kammern für Kriegs- 
dienstverweigerung im zweiten Quartal 1985 getroffenen Entscheidun- 
gen werden nach Mitteüung des Bundesministers der Verteidigung erst 
Ende August vorliegen. 

Im ersten Quartal 1985 haben die Ausschüsse und Kammern insgesamt 
1 1 350 Anerkennungsanträge bearbeitet. Die Ausschüsse haben 4 540 
und die Kammern 1 766 Anerkennungen ausgesprochen. In diesem Zeit- 
raum haben die Ausschüsse 2 802 Anträge und die Kammern 
1 561 Anträge abgelehnt. Außerdem haben die Ausschüsse 475 und die 
Kammern 206 sonstige Entscheidungen in diesem Zeitraum getroffen 
(ganz überwiegend Zurückweisungen wegen fehlenden Rechtsschutzin- 
teresses, vgl. § 19 Abs. 3 KDVG). 

Im ersten Quartal 1985 haben 504 Antragsteller gegenüber dem Aus- 
schuß und 148 Antragsteller gegenüber der Kammer den Antrag auf 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer zurückgenommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


46. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß sich zwi- 
schen ihrer Antwort auf meine mündlichen Fra- 
gen 80 und 81, Drucksache 10/3487, wonach der 
Bundesregierung von einem „Ausstieg der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) aus dem ÖPNV-Modell 
in Lippe" nichts bekannt ist und andererseits 
einem Schreiben der Hauptverwaltung der DB, 
Frankfurt am Main, vom 4. Oktober 1984 an den 
Bezirksplanungsrat beim Regierungspräsidenten 
Detmold, wonach die DB die Schienenstrecke 
204 (Abschnitt Oerlinghausen — Lage — Lemgo) 
aus dem Modellversuch Lippe zurückgezogen 
hat, ein Widerspruch besteht, und wie erklärt sie 
ihn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. Juli 

Die Bundesregierung sieht sich mit ihrer Antwort auf Ihre Fragen 80 und 
81 in der Drucksache 10/3487 nicht im Widerspruch zu einer Äußerung 
der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn (DB) im Oktober 1984. 
Die DB verbleibt auch weiterhin mit der Strecke 205 Herford — Altenbe- 
ken und ihrem Bus verkehr im ÖPNV-Modell Kreis Lippe. 

Die DB würde - was die von Ihnen angesprochene Äußerung der Haupt- 
verwaltung der DB betrifft - möglicherweise ihren Standpunkt zur Einbe- 
ziehung dieser Strecke überdenken, wenn im Modell sichergestellt wer- 
den könnte, daß sich ihr Wirtschaftsergebnis verbessert. Dies könnte z. B. 
dadurch erreicht werden, daß der Kreis Lippe mit der DB eine Vereinba- 
rung über den Schienenpersonennahverkehr auf dieser Strecke trifft, 
ohne daß ein zusätzliches finanzielles Engagement des Bundes vorgese- 
hen würde. 
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47. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Zusage, 
sich an der Trägerschaft und Finanzierung des 
vom Bund, Land und Kreis Lippe geplanten Pro- 
jektes ÖPNV zu beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. Juli 

Die Bundesregierung ist nach wie vor bereit, sich nach Maßgabe des 
Bundeshaushalts an der Finanzierung des ÖPNV-Modellversuchs im 
Kreis Lippe zu beteiligen, sofern die Modellhaftigkeit dieses Vorhabens 
gewährleistet wird. Eine Trägerschaft des Bundes bei Modellversuchen 
kommt im übrigen nicht in Betracht, weil die Verantwortlichkeit für die 
Durchführung grundsätzlich bei den Kreisen liegt. 


48. Abgeordneter 

Glos 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der zu 
79 v. H. im Bundesbesitz befindlichen „Lufthan- 
sa“ in vielen Fällen die Nichtraucherplätze nicht 
ausreichen und dadurch nichtrauchende Fluggä- 
ste gegen ihren Willen Rauchersitze mit den ver- 
bundenen Belästigungen einnehmen müssen, 
und ist die Bundesregierung bereit, hier Abhilfe 
zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 29. Juli 

Bei Langstreckenflügen der Deutschen Lufthansa läßt sich beim check-in 
eine — dem allgemeinen Raucher- bzw. Nichtrauchertrend angepaßte — 
Platzaufteüung erreichen. In der Regel kann so den Wünschen der Kun- 
den entsprochen werden. Der Fluggast ist stets im voraus unterrichtet, ob 
ein Platz der gewünschten Kategorie zur Verfügung steht. 

Bei kleineren Flugzeugmustern kann jedoch aus zwingenden flugbe- 
trieblichen Gründen (Trimmprobleme) von einer Längsteilung der Flug- 
zeugkabinen in Raucher- und Nichtraucherzonen nicht abgegangen wer- 
den. Es ist deshalb nicht zu verhindern, daß bei stark ausgelasteten 
Flügen ein Fluggast im Einzelfall einen Platz seiner Wahl nicht erhalten 
kann. 

Die Deutsche Lufthansa bemüht sich hier intensiv um Abhilfe. Soweit 
nicht Fragen der Betriebssicherheit berührt sind, ist es allein Sache der 
Fluggesellschaft, hierzu eigenverantwortlich unternehmerische Entschei- 
dungen zu treffen. 


49. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Zahlen vor, wie 

Glos sich die Zahl der Raucher und Nichtraucher un- 

(CDU/CSU) ter den Fluggästen, insbesondere im innerdeut- 

schen Flugverkehr, in den letzten Jahren ent- 
wickelt hat? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 29. Juli 

Genaue Zahlen hierzu liegen der Bundesregierung nicht vor. Nach Erfah- 
rung der Deutschen Lufthansa ist die Mehrzahl ihrer Fluggäste Nichtrau- 
cher. Das Verhältnis „Nichtraucher : Raucher“ schwankt je nach angeflo- 
genem Land bzw. Kontinent. 
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50. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


In welcher Höhe sind in den Jahren 1982, 1983 
und 1984 von den Straßenbauämtern vom Bun- 
desminister für Verkehr zur Verfügung gestellte 
Mittel für Straßenbauprojekte wegen Nichtinan- 
spruchnahme zurückgegeben worden? 


51. Abgeordneter Welche Gründe waren im wesentlichen für diese 

Weirich Nichtinanspruchnahme maßgebend? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 30. Juli 


In den Jahren 1982, 1983 und 1984 wurden die Haushaltsmittel des 
Kap. 12 10 - Bundesfernstraßen - voll verausgabt: 


Jahr 

Haushaltsansatz 

Istausgaben 

1982 

6 130,2 Milhonen DM 

6167,1 Millionen DM 

1983 

6 198,9 Millionen DM 

6215,3 Millionen DM 

1984 

6 000,0 Millionen DM 

6 148,6 Milhonen DM 


Die Ausgaben lagen jeweüs über dem Haushaltsansatz, da Ausgabereste 
der Vorjahre - für die an anderer Stelle Deckung gefunden wurde - in 
Anspruch genommen werden konnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


52. Abgeordneter Wann wird mit dem Neubau des Postamts Ettlin- 

Dr. Friedmann gen begonnen, und ist sichergestellt, daß der 

(CDU/CSU) Neubau vor Beginn der baden-württembergi- 

schen Landesgartenschau 1988, die in Ettlingen 
stattfinden wird, in Betrieb genommen werden 
kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 29. Juli 

Für den Um- und Erweiterungsbau des Postamts Ettlingen wird z. Z. der 
als Haushaltsunterlage erforderliche Vorentwurf beim Bundesministe- 
rium für das Post? und Femmeldewesen geprüft. Das Bauvorhaben soll 
für das Rechnungsjahr 1986 in den Voranschlag der Deutschen Bundes- 
post eingestellt werden, so daß 1986 mit dem Bau begonnen werden 
kann. Ich gehe daher davon aus, daß die Bauarbeiten bis zur baden- 
württembergischen Landesgartenschau 1988 abgeschlossen werden kön- 
nen, sofern nicht unerwartete bauliche Schwierigkeiten auftreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


53. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Abwicklung des Woh- 
nungsbausonderprogramms der Bundesregie- 
rung, und wieviel Mittel sind bisher nicht ab- 
geflossen? 
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Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 26. Juli 

Das erstmalig im Bundeshaushaltsplan 1983 veranschlagte „Sonderpro- 
gramm zur Belebung des sozialen Wohnungsbaues und der Baunach- 
frage " beläuft sich auf 2 r 5 Milliarden DM, die der Bund den Ländern als 
Verpflichtungsrahmen bereitgestellt hat. 

Die Länder haben diesen Verpflichtungsrahmen bis zum 30. Juni 1985 in 
Höhe von rund 2,492 Milliarden DM in Anspruch genommen („belegt"). 

Von den in den Bundeshaushaltsplänen 1983 und 1984 zur Abwicklung 
des Programms veranschlagten Kassenmitteln in Höhe von 491,6 Milho- 
nen DM haben die Länder 324,5 Millionen DM abgerufen. Die Minder- 
ausgaben belaufen sich somit auf 167,1 Millionen DM. 

Im Bundeshaushaltsplan 1985 sind für die Abwicklung des Programms 
Ausgaben in Höhe von 470 Millionen DM veranschlagt; der Mittelabruf 
der Länder belief sich zum 30. Juni 1985 auf 130,3 Millionen DM. 

54. Abgeordneter Welche Mittel aus welchen Programmen sind 

Dr. Sperling aus dem Einzelplan 25 des Bundeshaushalts 

(SPD) 1984 nicht abgeflossen, und wo liegen dafür die 

Gründe? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 26. Juli 


Der Mittelabfluß der Programme des Bundes zur „ Förderung des Städte- 
baues und Förderung des sozialen Wohnungsbaues" stellt sich für das 
Haushaltsjahr 1984 wie folgt dar: 


Programme 

Ansatz 

Ist 

Minder- 

ausgaben 


- 

in 1 000 DM 

- 

Förderung 
des Städtebaues 

327 700 

265371 

62 329 

Förderung 
des sozialen 

Wohnungsbaues 

— Sozialprogramm 

605 000 

574 566 

30 434 

- Eigentumsprogramm 

625 140 

496902 

128238 


Zur Erläuterung darf ich bemerken: 

Der Bund stellt den Ländern seine Finanzhüfen auf Grund entsprechen- 
der haushaltsrechtlicher Ermächtigungen jährlich in Form von Verpflich- 
tungsrahmen bereit. Die Höhe der veranschlagten Ausgaben beruht auf 
dem voraussichtlichen Auszahlungsbedarf der Länder. Dieser ist wie- 
derum von Baufortschritt und Abrechnung der geförderten Maßnahmen 
abhängig. Zur Vermeidung von Haushaltsrisiken wird nach den Erfah- 
rungen, insbesondere des Jahres 1981, bei der Veranschlagung der 
Kassenmittel für die Abwicklung der Finanzhüfen vorsorgüch ein Mittel- 
abfluß an der oberen Grenze des Möglichen zugrunde gelegt. Eine sol- 
che Veranschlagung „zur sicheren Seite" hin kann zu Minderausgaben 
führen, wie sie hier 1984 eingetreten sind. 

In fachpolitischer und konjunktureller Hinsicht ist dies ohne Belang. 
Insoweit kommt es allein auf die rasche Inanspruchnahme der Verpflich- 
tungsrahmen des Bundes und ihre Umsetzung in Bewilligungen in den 
Ländern an. Dies sichert die Finanzierung der geförderten Maßnahmen 
und erzeugt die auch arbeitsmarktpolitisch bedeutsamen Auftragswir- 
kungen. 
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Im übrigen weise ich ergänzend darauf hin, daß Minderausgaben bei den 
angesprochenen Programmen im folgenden Jahr - zusätzlich zu den 
dann jeweüs vorgesehenen Ansätzen - als Ausgabereste wieder zur 
Verfügung stehen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 

55. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die unter- 

Schemken schiedlichen Aussagen und Bewertungen von 

(CDU/CSU) Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden, Kam- 

mern und den Arbeitsverwaltungen zur jetzigen 
Lage der ausbildungsplatzsuchenden Jugendli- 
chen? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Juli 

Die Bundesregierung hat immer wieder darauf hingewiesen, daß eine 
abschließende Beurteilung der Ausbildungsplatzsituation erst im Herbst 
möglich ist, wenn die endgültigen Zahlen der Kammern und der Bundes- 
anstalt für Arbeit vorliegen. Die Zwischenergebnisse der Kammern aus 
dem Bereich von Industrie und Handel und der Arbeitsämter zum 
30. Juni geben aber Hinweise auf tendenzielle Entwicklungen. Danach 
zeichnen sich folgende Tendenzen ab: 

- Die Ausbüdungsbereitschaft von Wirtschaft und Verwaltungen ist 
weiterhin ungebrochen. Die Zahl der bei den Arbeitsämtern gemelde- 
ten Ausbüdungsplätze lag zum 30. Juni 1985 um 5 v. H. höher als zum 
gleichen Zeitpunkt des Vorjahres; nach den Erhebungen des Deut- 
schen Industrie- und Handelstages konnte die Zahl der bis Ende Juni 
1985 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in Industrie und Han- 
del um 4,8 v. H. gegenüber dem Vorjahr gesteigert werden. Eine 
erneute Steigerung des Ausbüdungsplatzangebots ist also auch in 
diesem Jahr erreichbar. 

- Die Nachfrage der Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen wird wie- 
der sehr hoch sein. Zum 30. Juni 1985 lag die Zahl der bei den 
Arbeitsämtern gemeldeten Bewerber um 1,2 v. H. höher als im Vor- 
jahr. Die Prognose des Beruf sbüdungsberichts 1985, in der die 
Gesamtnachfrage mit rund 745000 bis 765 000 Ausbildungsplatzbe- 
werbern angenommen wurde, erscheint nach wie vor realistisch. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich Aussagen zur aktuellen 
Ausbüdungsplatzsituation an den vorhegenden Daten orientieren sollten. 
Diese zeigen insgesamt eine positive Tendenz. Die Zahlen der Berufsbe- 
ratungsstatistik machen aber auch deutlich, daß in den kommenden 
Wochen und Monaten noch zusätzliche Anstrengungen notwendig sind, 
um die hohe Nachfrage der Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen 
befriedigen zu können. 

Die Bundesregierung strebt eine sachliche Zusammenarbeit und eine 
gemeinsame politische Bewertung der aktuellen Probleme durch Arbeit- 
geber, Gewerkschaften, Kammern und Regierung an. Die beigefügte 
„Gemeinsame Erklärung" vom 20. Juni 1985 ist als Erfolg dieser Bemü- 
hungen zu werten. 

56. Abgeordneter Welche regionalen Unterschiede gibt es in den 

Schemken Bundesländern im Rahmen des Ausbildungs- 

(CDU/CSU) Platzangebots und der Vermittlungschancen für 

Jugendliche, und sieht die Bundesregierung 
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Möglichkeiten, um auf dem Ausbildungsplatz- 
sektor regionale Ungleichgewichte entspre- 
chend auszugleichen? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Juli 

Nach den vorliegenden Daten der Berufsberatungsstatistik der Bundes- 
anstalt für Arbeit gibt es in diesem Jahr erhebliche regionale Unter- 
schiede. Am günstigsten ist die Situation in Bayern und Berlin, am 
schwierigsten in Bremen, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 

Aber auch innerhalb der einzelnen Bundesländer ist die Lage durchaus 
nicht einheitlich. So ist beispielsweise im Arbeitsamtsbezirk Hannover 
die Zahl der gemeldeten Ausbüdungsplätze höher als die der Bewerber, 
während im Emsland auf einen Ausbildungsplatz etwa zwei Bewerber 
kommen. 

Zum Abbau der regionalen Unterschiede ist es erforderlich, daß Ausbü- 
dungsplatzbewerber bereit sind, auch auswärtige Ausbüdungsangebote 
wahrzunehmen. Dies gilt vor allem für die volljährigen Bewerber, die 
heute bereits einen Anteü von rund 50 v. H. stellen. Weiterhin kommt 
gezielten regionalen Ausbildungsplatzinitiativen eine besondere Bedeu- 
tung zu. Auch schulische Maßnahmen können zu einer Entlastung des 
Ausbüdungsstellenmarktes in Defizitregionen beitragen. 


57. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Schemken die Mädchen, die einen Ausbüdungsplatz su- 

(CDU/CSU) chen, auch in diesem Jahr wieder besonders bei 

der Vermittlung von Ausbildungsplätzen be- 
nachteiligt sind, wenn ja, welche Maßnahmen 
unternimmt die Bundesregierung, um diese Be- 
nachteüigungen abzubauen? 

Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Juli 

Mädchen haben nach wie vor größere Schwierigkeiten, einen Ausbü- 
dungsplatz zu finden als Jungen. Die Bundesregierung hat im Berufsbil- 
dungsbericht 1985 darauf hingewiesen, daß es sich hier um ein längerfri- 
stiges strukturelles Problem handelt. 

Die Wirtschaft, die die Hauptverantwortung für die betriebliche Ausbil- 
dung im dualen System trägt, hat in den letzten Jahren durch eine 
kontinuierliche Steigerung des Ausbüdungsplatzangebots dazu beigetra- 
gen, daß Mädchen verstärkt, z. B. in gewerblich-technischen Berufen, 
Ausbüdungsangebote erhalten haben. Auch in diesem Jahr kommt die 
Wirtschaft den Mädchen mit einem differenzierten Angebot entgegen. 

An die Mädchen appelliert die Bundesregierung, ihre Berufswünsche auf 
ein größeres Berufsspektrum auszurichten. 

Die Bundesregierung unterstützt die Ausbüdungsanstrengungen der 
Wirtschaft mit flankierenden Maßnahmen: 

So werden im Rahmen des Programms für die Förderung der Berufsaus- 
büdung von benachteiligten Jugendlichen verstärkt Mädchen gefördert. 
Der Anteü der Mädchen unter den deutschen Teünehmern liegt mit 
43 v. H. über dem Mädchenanteü im dualen System. Diese Maßnahmen 
werden im Ausbüdungsjahr 1985/86 fortgesetzt. Die Bundesregierung 
hat am 1. Juli 1985 im Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 1986 
eine weitere Aufstockung der Mittel von 256 Millionen DM (1985) um 
19 Millionen DM auf 275 Millionen DM vorgesehen. Damit kann der 
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hohe Stand hinsichtlich der originären Zielgruppe des Programms gehal- 
ten werden. Durch die Wiederauffüllung von freiwerdenden Plätzen wird 
es möglich sein, erneut 4 000 benachteüigten Mädchen und Jungen zu 
helfen. 

Wie die Modellversuche zur „Erschließung gewerblich-technischer Aus- 
bildungsberufe für Mädchen" gezeigt haben, für die das Bundesministe- 
rium für Büdung und Wissenschaft bis 1985 insgesamt 27 Milhonen DM 
bewilligt hat, gibt es keine besonderen Schwierigkeiten, Mädchen in 
diesen Berufen auszubilden. Diese Ergebnisse sollen jetzt den Betrieben 
und einer breiten öffentüchkeit zugänglich gemacht werden. Hierzu hat 
im Aprü 1985 bereits eine Fachtagung mit dem Thema „Berufswahl von 
Mädchen - Analysen und bildungspolitische Konsequenzen zu den 
Modellversuchen zur Erschließung gewerblich-technischer Ausbüdungs- 
berufe für Mädchen" stattgefunden; eine weitere Fachtagung zur 
„Berufsausbüdung und Weiterbüdung von Mädchen und Frauen; Be- 
standsaufnahme, Probleme und Perspektiven bis Ende der 80er Jahre" 
ist für Herbst 1985 geplant. 

Außerdem sind im Regierungsentwurf für den Haushalt 1986 entspre- 
chende Mittel für Vorhaben für eine gezielte öffentlichkeits- und Aufklä- 
rungsarbeit zur Verbreiterung des beruflichen Spektrums für Mädchen 
und zur verstärkten Nutzung des Instruments von Modellversuchen zur 
Ausbüdung von jungen Frauen, insbesondere zur Einführung in „Neue 
Technologien", vorgesehen. Jetzt müssen zunächst die parlamentari- 
schen Beratungen hierzu abgewartet werden. 


58. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Gibt es oder gab es außerhalb der Medizin noch 
andere Fachbereiche, und wenn ja, welche, bei 
denen die erzielten Prüfungsergebnisse an den 
Universitäten im nachhinein ähnlich korrigiert 
wurden wie jüngst bei der Medizin? 


Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 30. Juli 

Der Bundesregierung ist kein anderes Fach bekannt, in dem nachträglich 
vergleichbare Korrekturen vorgenommen worden sind wie bei den 
Ergebnissen der Ärztlichen Vorprüfung vom Frühjahr 1985. Auch Rück- 
fragen bei der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland und bei der Westdeutschen Rektorenkonfe- 
renz haben keine Hinweise auf solche Korrekturen ergeben. 

Hierbei sind allerdings die Besonderheiten des Medizin-Prüfungsverfah- 
rens zu berücksichtigen, das bundesweit mit der Multiple-Choice- 
Methode durchgeführt wird; dieses Verfahren wird sonst nur noch in der 
Pharmazie angewandt. 


Berichtigung 


Die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 23 des Abgeordneten 
Dr. Jens (SPD) in der Drucksache 10/3660 wird wie folgt berichtigt: 

„Frankreich 1,07 Milharden DM (1981)". 


Bonn, den 2. August 1985 
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